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V

Vorwort

Nach Jahrzehnten des Dornröschenschlafs bewegt aktuell kein Thema die be­
triebliche Praxis so stark wie der Gesundheitsschutz. Dies liegt vor allem da­
ran, dass in Zeiten zunehmender Kostenoptimierung und Leistungsverdich­
tung mehr und mehr Betriebsräte ihre Rechte aus § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG  
einfordern und Mitbestimmungsrechte z. B. hinsichtlich der Bestellung von 
Fachkräften für Arbeitssicherheit und Betriebsärzten, der betrieblichen Ge­
sundheitsschutzorganisation und vor allem der Gefährdungsbeurteilung so­
wie konkreter Maßnahmen des Gesundheitsschutzes geltend machen. 
Nach der Einführung in die Rechtsquellen, die gesicherten arbeitswissen­
schaftlichen Erkenntnisse und die verantwortlichen Stellen beschäftigen sich 
erfahrene betriebliche Interessenvertreter mit den aktuellen Themen des be­
trieblichen Gesundheitsschutzes. Wie bereits im ersten Band der Reihe er­
fährt der Leser nicht nur, ob ein Mitbestimmungsrecht besteht, sondern wel­
che Regelungen das Mitbestimmungsrecht ausfüllen und aus der jeweiligen 
Perspektive von Arbeitgeberin und Betriebsrat Sinn machen.

Frankfurt, Oktober 2018
Roland Lukas und Holger Dahl
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I. Die Rechtsquellen (ASiG, ArbSchG etc.)

Heegner

Einführung 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Deutschland

I.	 Die Rechtsquellen (ASiG, ArbSchG etc.)

1.	 Eine Übersicht
Vor dem Einstieg in die einzelnen Rechtsgebiete soll hier ein Überblick über 
das Rechtssystem und die außerbetrieblichen Akteure im deutschen Arbeits- 
und Gesundheitsschutz gegeben werden. Dabei hilft zunächst die Übersicht 
über die Hierarchie von Gesetzen, Verordnungen, Regeln usw., die inzwi-
schen standardgemäß im Arbeitsschutz eingesetzt wird.

Abb. 1: Die Rechtshierarchie im Arbeitsschutz 

Aus Europas Richtlinien kommen die Impulse, die auch den deutschen Ar-
beitsschutz ausrichten. Die Richtlinien müssen von den EU-Mitgliedsstaaten 
umgesetzt werden. Die EU hat schon in den 80er Jahren einen Richtungs-
wechsel eingeleitet, hin zu einer umfassenden Gefährdungsbeurteilung, die 
auch sogenannte „weiche“ Faktoren, also Fragen der Arbeitsorganisation und 
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der psychischen Belastung, berücksichtigt. Diese Entwicklung ist noch nicht 
überall in der betrieblichen Praxis angekommen.
Im Jahr 2017 wurde eine europäische Initiative gestartet, die sechs der ar-
beitsschutzrelevanten EU Richtlinien auf den Prüfstand stellen wird, ob sie 
für kleine und mittlere Unternehmen geeignet sind oder zum Beispiel auf-
grund der Digitalisierung verändert werden müssen. Es handelt sich zum Bei-
spiel um die Arbeitsstättenrichtlinie und die Richtlinie zu Bildschirmarbeit, 
die unter anderem in Hinsicht auf mobile Arbeit aktualisiert werden sollen. 
Auf der rechtlich verpflichtenden, oberen Ebene ist in der Bundesrepublik 
Deutschland im Arbeitsschutz zunächst das Grundgesetz handlungsleitend 
bspw. mit dem Recht auf körperliche Unversehrtheit. Der Arbeitsschutz wird 
fachlich ausgestaltet durch die Bundesregierung, die Gesetze, wie das Ar-
beitsschutz-, das Arbeitssicherheitsgesetz oder auch die Sozialgesetzbücher 
verabschiedet. Verordnungen des Bundes, wie die Arbeitsstättenverordnung, 
die Lärm- und Vibrationsschutzverordnung, die Gefahrstoffverordnung etc. 
ergänzen und konkretisieren die Vorgaben der Gesetze und haben selbst Ge-
setzesrang.
Unfallverhütungsvorschriften werden von der gesetzlichen Unfallversiche-
rung erlassen, die als Körperschaften des öffentlichen Rechts auch Recht 
setzen dürfen. Sie heißen nun alle DGUV Vorschriften, da sie vereinheitlicht 
werden und vom Spitzenverband der gesetzlichen Unfallversicherung, der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) herausgegeben werden. 
Tarifverträge, die durch die Sozialpartner verhandelt werden, sind ebenfalls 
rechtlich bindend und behandeln zunehmend Themen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes. Seitens der Tarifparteien werden immer öfter Gesund-
heitsthemen in die Tarifverträge aufgenommen, seien es Themen des de-
mografischen Wandels (z.B. Nahverkehr oder Deutsche Bahn) oder auch 
betriebliche Organisation von Gesundheitsförderlichen Maßnahmen (wie im 
TV Sozial- und Erziehungsdienste) oder auch Arbeitszeitthemen, wie im TV 
Ärzte. 
Unterhalb des Levels der Vorschriften mit Gesetzesrang finden sich Tech-
nische Regeln zur Ausgestaltung des staatlichen Rechts, das sind z.B. für 
die Arbeitsstättenverordnung die Arbeitsstättenregeln ASR, für die Betriebs-
sicherheitsverordnung die Technischen Regeln für Betriebssicherheit TRBS, 
usw.1 
Das Vorschriftenwerk der gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossen-
schaften und öffentliche Unfallkassen) wird unterhalb der rechtsverbindli-
chen Unfallverhütungsvorschriften von sog. DGUV-Regeln, neuerdings auch 
in der Form von Branchenregeln und DGUV-Informationen untersetzt. 

1	 Diese werden auf der Seite www.baua.de themenbezogen zur Verfügung gestellt.
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Diese Technischen und DGUV Regeln fassen für ihren Anwendungsbereich die 
„gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse“ zusammen, beschreiben 
den aktuellen „Stand von Wissenschaft und Technik“ und erläutern und konkre-
tisieren die Vorschriften. Die DGUV Informationen sind Handlungshilfen, die 
die betriebliche Umsetzung der Vorschriften und Regeln anschaulich machen 
und erleichtern. Sie bieten gute Hinweise und Lösungsansätze für die Praxis.
Handlungsanleitungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAUA) oder die Empfehlung der Gemeinsamen Deutschen Ar-
beitsschutzstrategie (GDA) konkretisieren ebenfalls die Gesetze, z.B. Fragen 
rund um die Gefährdungsbeurteilung. 
Auf dieser Ebene unterhalb der Gesetzlichen Vorschriften sind auch ande-
re, nichtstaatliche Organisationen, wie z.B. Normungsinstitutionen aktiv. Sie 
spielen bei der Ausgestaltung und Konkretisierung der Regelwerke und bei 
der technischen Harmonisierung eine wichtige Rolle, insbesondere im Be-
reich der Bau- und Ausrüstungsvorschriften von technischen Arbeitsmitteln 
wie Maschinen, Geräten und persönlichen Schutzausrüstungen.2

2.	 Die wichtigsten Gesetze
Der deutsche Arbeitsschutz hat sich in den letzten zwanzig Jahren stark 
gewandelt. Dies begann mit dem Arbeitsschutzgesetz, das die EU-Rah-
menrichtlinie 89/391/EWG über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitneh-
mer bei der Arbeit für das deutsche Recht konkretisiert. 
Das Arbeitsschutzgesetz löste 1996 ein System ab, in dem Grenzwerte und 
Vorgaben, wie maximale Arbeitsplatzkonzentrationen eine große Rolle spiel-
ten. Das Arbeitsschutzgesetz führte ein betriebliches Prozessmodell der 
Prävention ein, das Sicherheit und Gesundheit umfasst. Es beschreibt die 
Verantwortung des Arbeitgebers beim Arbeits- und Gesundheitsschutz: näm-
lich eine wiederkehrende Beurteilung der Arbeitsbedingungen unter Gefähr-
dungsaspekten (§ 5) vorzunehmen und dies zu dokumentieren (§ 6). Diese 
Gefährdungsbeurteilung gibt die Richtung für Maßnahmen (§ 3) zur Verbes-
serung der Arbeitssituation vor und es wird eine Wirksamkeitsüberprüfung  
(§ 3) verlangt. Diese Prozessbeschreibung wird durch die folgende Abbil-
dung konkretisiert:

2	 Die Politik, die gesetzliche Unfallversicherung und die Sozialpartner in Deutschland sind sich 
darüber einig, dass die Normung technische Belange regeln soll, nicht aber Dienstleistungs- 
und Arbeitsschutzqualitäten, abgesehen von Definitionen, da dies zu ausufernder Zertifizie-
rung und zu Doppelarbeit und Widersprüchen mit der Regelsetzung der einzelnen Mitglieds-
staaten führen kann. Diese Haltung heißt Gemeinsamer Deutscher Standpunkt, https://www.
kan.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Basisdokumente/de/Deu/GDS_de.PDF und https://
www.kan.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/KAN-Studie/de/1996_KAN-Studie_betrAS.pdf.
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Heegner

Abb. 2: Handlungskreislauf der GBU

Exkurs: Psychische Belastungen als Sonderform der GBU 

Die meisten gesetzlichen Unfallversicherungen stellen gute Formblät-
ter oder online-Lösungen zur Unterstützung für die physikalisch-tech-
nische Gefährdungsbeurteilung zur Verfügung und hier liegt auch viel 
Kompetenz bei den Fachkräften für Arbeitssicherheit und Betriebs-
ärzten. 
Mehr Entwicklungs- und Klärungsbedarf gibt es bei dem Handlungs-
feld „psychische Belastungen bei der Arbeit“ (ArbSchG § 5 (3) 6). 
Für die Erhebung der psychischen Belastungen in der Gefährdungs-
beurteilung hat sich der deutsche Arbeitsschutz darauf verständigt, die 
DIN EN ISO 10075 „Ergonomische Grundlagen bezüglich psychi-
scher Arbeitsbelastung“ zugrunde zu legen. Sie definiert allgemeine 
Aspekte, Konzepte und Begriffe3 wie das Belastungs- und Beanspru-
chungskonzept, schildert Beispiele der Arbeitsgestaltung und legt An-
forderungen an Verfahren zur Messung und Erfassung fest. 

3	 Teil 1 dieser Norm wurde in 2018 neu veröffentlicht. Hier wurden einige Begriffe geklärt 
und der Unterschied zwischen unmittelbaren und langfristigen Beanspruchungsfolgen  
besser definiert. 

14



5

I. Die Rechtsquellen (ASiG, ArbSchG etc.)

Heegner

Abb. 3: Belastungs-Beanspruchungsmodell nach DIN EN ISO 10075-1:2017

Im Teil 1 der Norm werden Begriffe und Konzepte definiert. So wird 
die psychische Belastung als „Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, 
die von außen auf einen Menschen zukommen und diesen psychisch 
beeinflussen“ definiert. Faktisch heißt das, dass der Begriff Belastung 
nicht, wie in der Umgangssprache, negativ belegt wird, sondern die 
Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, auch die der guten Einflüsse, 
sind relevant und werden als Belastung, im Sinn von zu tragender 
Last, bezeichnet.4 Die psychische Beanspruchung wird als „unmit-
telbare Auswirkung der psychischen Belastung im Individuum in 
Abhängigkeit von seinem aktuellen Zustand“ erklärt. Die Beanspru-
chung beschreibt also, wie es den Beschäftigten mit den Belastungen 
geht. Dieser aktuelle Zustand wird einerseits durch die Persönlichkeit 
der Menschen, andererseits aber vielfach auch durch betriebliche Ge-
gebenheiten beeinflusst.

4	 Das entspricht dem Denken im Arbeitsschutzgesetz, wo es in der Überschrift des § 5 zu-
nächst neutral heißt, dass eine Beurteilung der Arbeitsbedingungen durchgeführt werden 
soll. Erst im nächsten Schritt der Bewertung wird festgestellt, welche Gefährdungen dabei 
welchen Handlungsbedarf anstoßen.
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Im deutschen Arbeitsschutz hat die Nationale Arbeitsschutzkon-
ferenz im Arbeitsprogramm Psyche als Belastungen die Themen 
Arbeitsaufgabe, Arbeitsorganisation, Arbeitsplatzbedingungen 
und soziale Bedingungen, sowie Neue Arbeitsformen festgelegt, 
um die sich die Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen 
kümmern soll.5 Nur in wenigen Fällen werden bei Befragung die 
Beschäftigten nach ihren Beanspruchungsfolgen gefragt, weil bei 
einer so persönlichen Fragestellung nicht mit ehrlichen Antworten 
gerechnet wird.
So sind sich die Akteure einig: Die Belastungen werden nicht perso-
nenbezogen, sondern bedingungsbezogen, also arbeitsplatzbezogen 
erhoben. Dennoch muss durch Beteiligung sichergestellt werden, 
dass die Beschäftigten als ExpertInnen ihrer Arbeitsbedingungen 
„gehört“ werden.
Das bedeutet, kurz gesagt, dass die Erhebung psychischer Belas-
tungen mittels Mitarbeiterbefragung, in Workshops, durch arbeits-
wissenschaftliche Detailanalysen (z.B. Beobachtungsinterviews) 
oder in einer Mischung dieser drei Formate erhoben werden soll. 
So wird eine sinnvolle Beurteilung der Arbeitsbedingungen im 
Handlungskreislauf der Gefährdungsbeurteilung unter Beteiligung 
der Beschäftigten sichergestellt. Natürlich ist nach einer Befragung 
die Maßnahmenentwicklung sowie anschließend eine Wirkungs-
kontrolle nötig. Die Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastun-
gen unterscheidet sich von anderen Gefährdungsbeurteilungen vor 
allem dadurch, dass ein tiefer gehender Beteiligungsprozess statt-
finden muss, da das Fachwissen bei den Beschäftigten selbst liegt. 
Man könnte sagen, die Beschäftigten werden zum „Messgerät“.
Bildlich dargestellt kann das so aussehen:

5	 In den „Empfehlungen zur Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastun-
gen“ der Gemeinsamen deutschen Arbeitsschutzstrategie werden diese Begriffe als verbind-
lich definiert und vertieft erklärt, http://www.gda-portal.de/de/pdf/Psyche-Umsetzung-GfB.
pdf?__blob=publicationFile.


